
Trotz Ermessensspielraum viel zu
häufig: U-Haft für Jugendliche
Obwohl klar vorgeschrieben ist, dass Untersuchungshaft bei Jugendlichen nach Möglich-

keit vermieden werden soll, entscheiden Richter oft pro Inhaftierung – mit negativen

 Folgen für die weitere Entwicklung. Was sind die Gründe dafür, und was wäre zu tun?

Stefan Eberitzsch

DIESER BEITRAG WIRFT ein
Schlaglicht auf die prekäre Situation von
jungen Menschen, denen als Tatverdächti-
gen im Rahmen eines rechtlichen Ermitt-
lungsverfahrens Untersuchungshaft droht.
Dabei ist es gesetzlich vorgeschrieben, dass
die Untersuchungshaft bei Jugendlichen –
aufgrund der erheblichen Gefährdungen,
die von solchen Inhaftierungen ausgehen –
möglichst zu vermeiden ist. Insofern sind
an dieser Schnittstelle des Jugendstrafver-
fahrens Jugendhilfe, Er mittlungsbehörden
und Justiz in besonderer Weise zur Zusam-
menarbeit aufgerufen, um die Gefährdung
und das weitere Abgleiten von bereits

belasteten jungen Menschen möglichst zu
verhindern.

Warum Untersuchungshaft
überhaupt vermeiden?
Laut den gesetzlichen Vorgaben darf die
Untersuchungshaft an Jugendlichen mög-
lichst nicht vollstreckt werden und die jun-
gen Menschen sollen stattdessen „in einem
geeigneten Heim der Jugendhilfe“ (§ 71
Abs. 2 Jugendgerichtsgesetz [JGG]) unter-
gebracht werden. Diese gesetzlichen
Bestimmungen rühren von der Erkenntnis
her, dass Untersuchungshaft mit erhebli-
chen schädlichen Auswirkungen für die
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Junger Mann 
in einer bundes-
deutschen Haft -
anstalt.

Betroffenen verbunden ist und diese Haft-
form als deutlich belastender anzusehen ist
als eine Strafhaft: Untersuchungshaft für
junge Menschen im Alter von 14 bis 17 Jah-
ren bedeutet heute häufig immer noch,
23  Stunden am Tag mit Erwachsenen
zusammen in einem Haftraum einge-
schlossen zu sein. Damit einher gehen
 subkulturelle Hierarchien in der Haft, die
häufig gepaart sind mit gewaltsamer
Unterdrückung sowie mit dem Einüben
eines spezifischen „Gefangenenhabitus“
durch die Jugendlichen. Zwar scheint es,
dass sich mit der Einführung von Jugend-
strafvollzugsgesetzen in den Ländern
punktuell die Haftbedingungen in der
Untersuchungshaft etwas verbessert ha -
ben, doch zeigen aktuelle Forschungen,
dass die Untersuchungshaft in ihrer Wir-
kung auf die Jugendlichen weiterhin als
hoch belastend einzuschätzen ist.1 Insofern
kann der Vollzug von Untersuchungshaft
gegenüber Jugendlichen – pointiert formu-
liert – möglicherweise sogar als eine Form
von „Jugendwohlgefährdung“ verstanden
werden.2 Daneben weisen aber auch Infor-
mationen zu Übergriffen sowie zu einer
Selbsttötung im nordrhein-westfälischen
U-Haft-Vollzug auf die hohen Risiken hin,
die mit Untersuchungshaftvollzug an Ju -
gendlichen verbunden sind.3

Umsetzung von Land zu
Land verschieden 
Inwieweit bisher – trotz der gesetzlichen
Vorgaben – eine angemessene quantitati-
ve Umsetzung der Untersuchungshaftver-
meidung gelingt, erscheint zweifelhaft:
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Zwar lässt sich erkennen, dass sich eine
Reihe von Angeboten mit unterschiedli-
chen konzeptionellen Ausrichtungen in
den Bundesländern herausgebildet hat,
doch scheint unter Berücksichtigung der
Gefangenenzahlen für den überwiegenden
Teil der Jugendlichen, bei denen Haftgrün-
de vorliegen, auch Untersuchungshaft
angeordnet zu werden. Der Forschungs-
stand weist demnach darauf hin, dass die
mit den §§ 71, 72 JGG verbundene
Absicht, die Vollstreckung von Untersu-
chungshaft an Jugendlichen möglichst zu
vermeiden, eher als nicht ausreichend rea-
lisiert betrachtet werden muss.4

Beteiligte Akteure wirken
 ungenügend zusammen
Damit an dieser Schnittstelle des Jugend-
strafverfahrens den gesetzlichen Vorgaben
nach der Vermeidung von Jugendunter -
suchungshaft nachgekommen werden
kann, müssen Akteure der öffentlichen
und freien Jugendhilfe mit den Ermitt-
lungsbehörden (Polizei und Staatsanwalt-
schaft) sowie den Jugend- beziehungswei-
se Haftgerichten zusammenwirken. Dabei
stellt die Herbeiführung der richterlichen
Haftentscheidung gegenüber einem tat-
verdächtigen jungen Menschen den zen-
tralen Verfahrensschritt im Handlungsfeld
der Unter suchungshaftvermeidung dar.5

Bei der  Haftentscheidung beurteilt ein
Jugend- beziehungsweise Haftgericht auf
Antrag der Staatsanwaltschaft und unter
Einbeziehung der Jugendhilfe im Straf -
verfahren, ob formale Haftgründe vorlie-
gen. Wird ein Haftgrund durch das Gericht
festgestellt, muss es weiter prüfen, ob die  
Ziele der Untersuchungshaft nicht auch
mit milderen Mitteln zu erreichen sind 
und eine Unterbringung in einer Jugend-
hilfeeinrichtung angeordnet werden kann.
Dabei kommt den entscheidungsfüh -
renden Gerichten mit Blick auf den
„Erziehungsgedanken“ des Jugendge-
richtsgesetzes ein hoher Ermessensspiel-
raum zu.

Was die Funktionalität der Zusammen-
arbeit der Akteure in diesem Feld betrifft,
weisen Forschungsergebnisse auf eine Rei-
he von Faktoren hin, die die Haftvermei-
dung erschweren und die verbessert wer-
den könnten: So ist es einhellige Meinung,
dass die Jugendhilfe auch am Abend und
am Wochenende Haftentscheidungshilfe
an bieten sollte. Dies wird faktisch zu sel-
ten getan.6 Daneben müssten die Ermitt-
lungsbehörden sicherstellen, dass die
Jugendhilfe überhaupt informiert wird,
wenn eine Haftentscheidung gegenüber
einem Jugendlichen ansteht. Auch das
geschieht zu selten.7 Letztlich weisen For-
schungsergebnisse auch darauf hin, dass

die einzelnen Richter(innen) kaum ein-
schlägiges Wissen über die Jugendhilfe
vorweisen können, obwohl dies im Gesetz
ausdrücklich gefordert wird (§ 37 JGG).
Hierin begründen sich scheinbar auch teil-
weise die Entscheidungen gegen eine U-
Haft-Vermeidung.8 Somit sind verschiede-
ne Ansatzpunkte bei allen beteiligten
Akteuren für eine verbesserte Umsetzung
der Vorgaben ersichtlich. 

Verborgene Haftgründe
Daneben geht die Forschung von einer ille-
gitimen Anordnungspraxis der Gerichte
aus: So können neben den formalen Haft-
gründen auch außergesetzliche, „apokry-
phe“ (verdeckte, geheime) Haftgründe für
die Gerichte entscheidend sein. Als solche
werden etwa „Schocktherapie durch die
Haft“, „Einstiegs arrest“, „Ab  schreckung
Dritter“, „Ge ständ nis zwang“ oder das
Erzeugen von Leidensdruck zur Errei-
chung von Therapiemotivation genannt.
Neben der rechtlichen Fragwürdigkeit die-
ser Entscheidungen werden hier der
Untersuchungshaft durch die Gerichte
positive „erzieherische Effekte“ zugespro-
chen, die vom Gesetzgeber erkannten
erheblichen Risiken einer solchen Haft
aber gänzlich ausgeblendet. Letztlich han-
delt es sich um einen Missbrauch des
Rechtsinstituts Untersuchungshaft, die nur



bei genau umrissenen Haftgründen ausge-
sprochen werden darf.9

Wie müssten die Jugend -
hilfe angebote aussehen?
Die Ausgestaltung der Jugendhilfeangebo-
te zur Untersuchungshaftvermeidung
gehört zu den kontrovers diskutierten
Aspekten des Handlungsfeldes: Seitens
der Justiz sieht sich die Jugendhilfe hier der
Forderung ausgesetzt, dass sie möglichst
baulich geschlossene Plätze zur U-Haft-
Vermeidung anzubieten hätte.10 Diesen
Forderungen kann aus Sicht der Jugendhil-
feforschung sowie auch der Kriminologie
eine Absage erteilt werden.11 Denn dies
erscheint sowohl aus pädagogischen Erwä-
gungen wie auch aus Sicherheitsaspekten
heraus als nicht sinnvoll – beziehungswei-
se Rückwirkungen der baulichen Siche-
rung müssten möglicherweise sogar als
erhebliche Gefährdung für die Fachkräfte
wie auch für die jungen Menschen angese-
hen werden, wie beispielsweise Erfahrun-
gen aus Rheinland-Pfalz zeigen.12

Aber nicht nur im Hinblick auf die
geforderte Fluchtsicherung stellt sich das
Handlungsfeld als problembehaftet dar,
denn die Untersuchungshaftvermeidung
ist als ein Zwangskonstrukt zu deuten, das
nicht gleichzusetzen ist mit dem auf Mit-

wirkung und Wahlfreiheit ausgerichteten
Hilfeverfahren des Kinder- und Jugend -
hilfegesetzes. Mit Blick auf diesen
„Zwangskontext“, den das Feld Untersu-
chungshaftvermeidung darstellt, sowie ins-
besondere auch auf die Besonderheiten,
die durch das Ermittlungsverfahren entste-
hen, ergeben sich eine Reihe von Anforde-
rungen an die Einrichtungen, die deutlich
über Anforderungen an die Regeljugend-
hilfe hinausgehen. Hier eine Auswahl13:
n Die Einrichtung ist an sieben Tagen in

der Woche aufnahmebereit.
n Sie verfügt über ein wohldurchdachtes

abgestuftes Konzept freiheitsbeschrän-
kender Maßnahmen.14

n Das pädagogische Setting kann dem
befristeten, teils ungewissen Zeitrah-
men der einzelnen Unterbringungen –
zumindest teilweise – individuell ange-
passt werden.

n Die Einrichtung hat die Kompetenz, an
der Hauptverhandlung inklusive der
schriftlichen und mündlichen Berichter-
stattung professionell mitzuwirken.

Um diesen besonderen Anforderungen
gerecht zu werden, sind in den Bundeslän-
dern verschiedene Angebotsstrukturen
entwickelt worden, die sich auf je unter-
schiedliche Weise der spezifischen Heraus-
forderungen angenommen haben: In
Nordrhein-Westfalen werden die Unter-
bringungen meist nur in einer Reihe von
spezialisierten, eher kleinen Einrichtungen
mit bis zu acht Plätzen realisiert, die unter
der Kooperative „Stop and Go“ sowie als
„Halfeshof“ firmieren; ergänzt werden die-
se Angebote durch Plätze in Regeleinrich-
tungen, die in der Regel zur Verkürzung
der U-Haft im Einzelfall dienen.15 In ande-
ren Ländern haben sich hingegen teils spe-
zialisierte Großeinrichtungen, wie bei-
spielsweise das Angebot „Frostenwalde“,
Brandenburg, mit 32 Plätzen oder die teil-
weise baulich geschlossene Einrichtung
„Heinrich-Wetzlar-Haus“ in Baden-Würt-
temberg mit zwölf Plätzen plus Nach -
betreuungsmöglichkeiten16 etablieren
 können. Daneben ist das „Haus Eisenham-
mer“ in Sachsen-Anhalt be kannt, das
neben eigenen Unterbringungsplätzen

auch eine zentrale Clearing-Stelle für das
Bundesland vorhält. Hier wird im Gesamt-
angebot der Jugendhilfe nach der ange-
messensten Hilfe im Einzelfall gesucht.17

Als weitere Konzeptvariante ist das im
bayerischen Berufsbildungswerk Abens-
berg angesiedelte Angebot „Spurwechsel“
bekannt, das in seinem Konzept als
Schwerpunkt die Arbeitsförderung der
jungen Menschen herausstellt.18

Fazit
Das Handlungsfeld Untersuchungshaft-
vermeidung ist als eine Schnittstelle zwi-
schen Jugendhilfe und Justiz angelegt, und
es zeigen sich verschiedene Ansatzpunkte,
um die Haftvermeidung noch besser
umzusetzen. Dabei lässt sich kaum bestrei-
ten, dass die Jugendhilfe auch hier aufge-
fordert ist, ihrem Auftrag gemäß § 1 SGB
VIII gerecht zu werden: Sie soll zur Förde-
rung der Entwicklung junger Menschen
und ihrer Erziehung zu einer „eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit“ beitragen. Dabei erscheint das
in diesem Beitrag umrissene Handlungs-
feld als ein wichtiger Bereich der Jugend-
straffälligenhilfe, um in der Regel mehr-
fach benachteiligten Jugendlichen eine
weitere erhebliche Deprivation zu erspa-
ren, Stigmatisierungen möglichst zu dämp-
fen und um Entwicklungsprozesse einzu-
leiten, die den  einzelnen jungen Menschen
dabei unterstützen, dass er „in den in ihm
liegenden und geweckten Ressourcen
fähig wird, gesellschaftlichen Anforderun-
gen gerecht zu werden“.19
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